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Entschliefung des Europiischen Parlaments vom 15. November 2018 zur Menschenrechtslage in Bangladesch
(2018/2927(RSP))

(2020/C 363/11)

Das Europdische Parlament,

— unter Hinweis auf seine fritheren EntschlieSungen zu Bangladesch vom 6. April 2017 (') und vom 26. November
2015 (3,

— unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 14. Juni 2017 zum Stand der Umsetzung des Nachhaltigkeitspakts in
Bangladesch (}) und unter Hinweis auf den technischen Zustandsbericht der Kommission vom 28. September 2018,

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 27. April 2017 zu der EU-Leitinitiative fiir die Bekleidungsbranche (¥),

— unter Hinweis auf das Kooperationsabkommen zwischen der Europiischen Gemeinschaft und der Volksrepublik
Bangladesch tiber Partnerschaft und Entwicklung von 2001 (%),

— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation iiber die Vereinigungsfreiheit und den
Schutz des Vereinigungsrechts,

— unter Hinweis auf den Nachhaltigkeitspakt fiir stindige Verbesserungen der Arbeitnehmerrechte und der Sicherheit in
den Fabriken der Konfektionskleidungs- und Wirkwarenindustrie in Bangladesch,

— unter Hinweis auf das Abkommen tiber Brandschutz und Gebdudesicherheit in Bangladesch von 2013 und seine
Neufassung aus dem Jahr 2018,

— unter Hinweis auf die vor Ort abgegebene gemeinsame Erkldrung der Leiter der Vertretungen der EU-Mitgliedstaaten, der
Delegation der Europdischen Union und der Leiter der Vertretungen Norwegens und der Schweiz vom 27. September
2018 zu dem Gesetz iiber die digitale Sicherheit in Bangladesch,

— unter Hinweis auf den dem Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen im Rahmen der allgemeinen regelmafigen
Uberpriifung von Bangladesch am 26. Februar 2018 vorgelegten nationalen Bericht,

— unter Hinweis auf das Internationale Ubereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen, das am
20. Dezember 2006 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen angenommen wurde und am 23. Dezember
2010 in Kraft trat,

— unter Hinweis auf die Leitprinzipien der Vereinten Nationen fiir Wirtschaft und Menschenrechte, die vom
Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen am 16. Juni 2011 angenommen wurden,

— unter Hinweis auf die Allgemeine Erklarung der Menschenrechte von 1948,
— unter Hinweis auf den Internationalen Pakt tiber biirgerliche und politische Rechte von 1966,
— unter Hinweis auf das Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die Rechte des Kindes,

— unter Hinweis auf den nationalen Mafnahmenplan Bangladeschs zur Beseitigung der Kinderehe 2015-2021,

(") EntschliefSung des Europdischen Parlaments vom 6. April 2017 zu Bangladesch, einschlieSlich Frithverheiratung (ABL C 298 vom
23.8.2018, S. 65).

Q] EntschlieSung des Europaischen Parlaments vom 26. November 2015 zur Meinungsfreiheit in Bangladesch (ABL C 366 vom
27.10.2017, S. 135).

() ABL C 331 vom 18.9.2018, S. 100.

()  ABL C 298 vom 23.8.2018, S. 100.

()  ABLL 118 vom 27.4.2001, S. 48.
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— unter Hinweis auf die Empfehlungen der 17. Tagung des Stindigen Forums der Vereinten Nationen tiber indigene
Angelegenheiten,

— unter Hinweis auf die Weltrangliste der Pressefreiheit (World Press Freedom Index) von 2018,
— unter Hinweis auf das bangladeschische Gesetz von 2018 tiber die digitale Sicherheit,

— unter Hinweis auf das bangladeschische Gesetz iiber Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT),
insbesondere Abschnitt 57,

— unter Hinweis auf die Menschenrechtsleitlinien der EU vom 12. Mai 2014 in Bezug auf das Thema ,Freiheit der
Meinungsduflerung — online und offline*,

— gestiitzt auf Artikel 135 Absatz 5 und Artikel 123 Absatz 4 seiner Geschiftsordnung,

A. in der Erwigung, dass die Europaische Union und Bangladesch seit Langem gute Beziehungen pflegen, auch im Rahmen
des Kooperationsabkommens iiber Partnerschaft und Entwicklung; in der Erwagung, dass die Achtung und Forderung
der Menschenrechte und der demokratischen Grundsitze Grundlage der innenpolitischen und internationalen
Mafinahmen der Parteien sind und zugleich ein wesentlicher Bestandteil der auRenpolitischen Mainahmen der EU sein
miissen;

B. in der Erwiagung, dass Mitglieder der Zivilgesellschaft, darunter politische Aktivisten, Gewerkschafter, Journalisten,
Studierende, Menschenrechtsverfechter und Minderheiten, in Bangladesch in den vergangenen Jahren immer stirker
unterdriickt werden; in der Erwigung, dass Menschenrechtsexperten der Vereinten Nationen und internationale
Menschenrechtsgruppen in Bangladesch auf die auffillige Haufung von aufergerichtlichen Totungen, massenhaften
willkiirlichen Verhaftungen und Verschleppungen, z. B. von Maroof Zaman und Mir Ahmad Bin Quasem, hingewiesen
haben;

C. in der Erwigung, dass Bangladesch auf der Weltrangliste der Pressefreiheit den 146. von 180 Pldtzen einnimmt; in der
Erwigung, dass Verstofle gegen die Grundfreiheiten und die Menschenrechte, insbesondere Gewalt, Schikanierung,
Einschiichterung und Zensur von Journalisten und Bloggern, in Bangladesch nach wie vor weit verbreitet sind; in der
Erwigung, dass auf das bangladeschische IKT-Gesetz und insbesondere dessen Abschnitt 57 in den vergangenen Jahren
zuriickgegriffen wurde, um regierungskritische Aktivisten und Journalisten festzunehmen und strafrechtlich zu
verfolgen;

D. in der Erwidgung, dass Abschnitt 57 des IKT-Gesetzes in dem vom Parlament von Bangladesch am 19. September 2018
verabschiedeten Gesetz tiber die digitale Sicherheit trotz geballter Kritik seitens bangladeschischer Journalisten und
Biirgerrechtler und der internationalen Gemeinschaft nicht gedndert wurde;

E. in der Erwigung, dass der weltbekannte und preisgekronte bangladeschische Fotojournalist Shahidul Alam, ein Lehrer
und Aktivist, am 5. August 2018 gewaltsam aus seinem Haus verbracht und auf der Grundlage des IKT-Gesetzes
inhaftiert wurde, nachdem er sich zu den jiingsten Studierendenprotesten in Bangladesch gedufert und den Einsatz von
Gewalt durch die Staatsorgane angeprangert hatte; in der Erwdgung, dass er nach wie vor inhaftiert ist und ihm
mehrmals die Freilassung gegen Kaution verweigert wurde; in der Erwigung, dass ihm angeblich angemessene
medizinische Behandlung verwehrt wurde und er gefoltert worden sein soll;

F. in der Erwigung, dass die Regierung aufgrund von Terroranschlidgen keinerlei Toleranz walten ldsst; in der Erwigung,
dass die Mobilfunknetze in Bangladesch abgeschaltet wurden und die Sicherheitskrifte des Landes versucht haben
sollen, Gerite zur elektronischen Uberwachung auf dem Weltmarkt zu erwerben; in der Erwdgung, dass die Regierung
von Bangladesch begonnen hat, die sozialen Medien eingehend zu tiberwachen und einschneidende Mafinahmen zu
treffen;

G. in der Erwdgung, dass am 30. Dezember 2018 in Bangladesch das Parlament gewahlt werden soll; in der Erwédgung, dass
die Oppositionsfithrerin und ehemalige Ministerprisidentin Khaleda Zia derzeit eine 10-jahrige Haftstrafe wegen
Korruption verbiifSt, weshalb sie bei der Wahl nicht antreten darf; in der Erwigung, dass sie die nach Ansicht ihrer
Anhinger politisch motivierten Anschuldigungen abstreitet;

H. in der Erwidgung, dass Frauen und Madchen in Bangladesch mit einem hohen Maf an Gewalt konfrontiert sind; in der
Erwigung, dass Bangladesch den hochsten Anteil an Kinderehen in Asien aufweist und dass dieser Anteil auch im
weltweiten Vergleich einer der hochsten ist; in der Erwigung, dass die Regierung von Bangladesch im Jahr 2017 das
Gesetz iiber die Beschriankung der Kinderehe erliefs, in dem in ,besonderen Fillen Ausnahmen gestattet wurden, wobei
versiumt wurde, Kriterien fiir diese Fille oder ein Mindestalter fur derlei Ehen festzulegen;
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. in der Erwidgung, dass in Bangladesch wegen zahlreicher Straftaten die Todesstrafe verhingt werden kann; in der
Erwidgung, dass 2017 sechs Personen hingerichtet wurden;

J. in der Erwigung, dass in diesem Jahr mehr Fille von Gewalt, insbesondere gegen indigene Frauen, zu verzeichnen sein
sollen und dass im Gebiet Chittagong Hill Tracts mehr indigene Menschenrechtsverfechter schikaniert und
festgenommen worden sein sollen;

K. in der Erwidgung, dass die EU der wichtigste Handelspartner Bangladeschs ist und Bangladesch als eines der am
wenigsten entwickelten Lander in den Genuss der Meistbegiinstigungsregelung nach dem Allgemeinen Priferenzsystem
der EU kommt, nimlich der Initiative ,Alles aufler Waffen®;

L. in der Erwidgung, dass Bangladesch voraussichtlich ab 2024 nicht mehr zu den am wenigsten entwickelten Lindern
zdhlt; in der Erwidgung, dass bis dahin die Reformen in den Bereichen Menschenrechte und Arbeitnehmerrechte
beschleunigt werden miissen, was auch die Abschaffung der Kinderarbeit umfasst; in der Erwagung, dass einige
Bestimmungen im bangladeschischen Arbeitsgesetz und im Entwurf des Gesetzes iiber freie Exportzonen nach wie vor
bedenklich sind;

M. in der Erwigung, dass weltweit titige Bekleidungshersteller, Einzelhdndler und Gewerkschaften die Vereinbarung tiber
Brandschutz und Gebdudesicherheit in Bangladesch im Rahmen des Nachhaltigkeitspakts unterzeichneten; in der
Erwigung, dass bislang in weniger als der Halfte der unter die Vereinbarung fallenden Fabriken angemessene
Sicherheitsmafinahmen getroffen wurden; in der Erwédgung, dass die Vereinbarung im Oktober 2018 auslief, obwohl
noch viel zu tun bleibt; in der Erwigung, dass die Vereinbarung von einer Ubergangsvereinbarung ersetzt wurde, die
drei Jahre lang gelten soll;

N. in der Erwagung, dass die Vereinbarung unterstiitzt werden muss und alle Parteien die Moglichkeit haben miissen, ihre
Arbeit auch iiber November 2018 hinaus reibungslos fortzusetzen; in der Erwagung, dass derartige Initiativen fiir
verantwortungsvolle Unternehmensfithrung maéglicherweise erst dann nicht mehr erforderlich sind, wenn die Regierung
von Bangladesch und ihre Koordinierungsstelle fiir Gebaudesanierungsmafinahmen in Wort und Tat nachgewiesen
haben, dass sie entsprechend den Bedingungen bereit sind und die Voraussetzungen erfuillen;

O. in Erwidgung des massiven Zustroms von mehr als 700 000 Rohingya-Fliichtlingen, die im Jahr 2018 vor ethnischen
Sduberungen durch das myanmarische Militir nach Bangladesch flohen und nach wie vor dringend humanitire Hilfe
benoétigen; in der Erwidgung, dass sich Bangladesch und Myanmar am 30. Oktober 2018 ohne Konsultation oder
Einbeziehung des Fliichtlingshilfswerks der Vereinten Nationen einigten, Mitte November mit der Riickfihrung von
Rohingya nach Myanmar zu beginnen;

1. ist zutiefst besorgt iiber die Verschlechterung der Menschenrechtslage in Bangladesch und insbesondere dariiber, dass
derzeit die Meinungs- und Versammlungsfreiheit stark eingeschrinkt und scharf gegen die Medien, Studierende, Aktivisten
und die Opposition vorgegangen wird; verurteilt, dass Menschen verhaftet werden und Gewalt ausgesetzt sind, nur weil sie
ihr Recht auf freie Meinungsduferung wahrnehmen und dabei die Regierung kritisieren; ist dufSerst besorgt iiber Berichte,
wonach Folter mittlerweile landesweit tiblich sei;

2. stellt fest, dass Bangladesch im Mai 2018 in der allgemeinen regelméRigen Uberpriifung durch die Vereinten Nationen
belobigt wurde, es habe in den vergangenen Jahren ,bemerkenswerte Fortschritte* bei der Verbesserung der
Menschenrechtslage erzielt; fordert die Regierung von Bangladesch nachdriicklich auf, die Empfehlungen aus der
allgemeinen regelméfigen Uberpriifung umzusetzen, insbesondere in Bereichen wie Unabhingigkeit der Justiz, biirgerliche
und politische Rechte, Medienfreiheit, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte sowie Rechte von Frauen und Madchen;

3. fordert die Staatsorgane von Bangladesch auf, unabhingige Ermittlungen zu Berichten iiber aufergerichtliche
Totungen, Verschwindenlassen und den iibermifigen Einsatz von Gewalt, auch in den Fillen von Maroof Zaman und Mir
Ahmad Bin Quasem, durchzufithren und die Verantwortlichen nach Maflgabe der internationalen Normen vor Gericht zu
stellen; fordert Bangladesch auferdem auf, das Internationale Ubereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem
Verschwindenlassen zu ratifizieren und die Bestimmungen des Ubereinkommens in nationales Recht umzusetzen;

4.  fordert die Staatsorgane von Bangladesch auf, Shahidul Alam unverziiglich und bedingungslos freizulassen, alle
Vorwiirfe gegen ihn fallenzulassen und ihm die Fortsetzung seines legitimen Einsatzes fiir die Menschenrechte zu gestatten;
beharrt darauf, dass die Staatsorgane von Bangladesch alle Mafnahmen treffen miissen, die notwendig sind, um die
korperliche und psychologische Unversehrtheit und die Sicherheit von Shahidul Alam und seiner Familie zu garantieren,
und dass sie dafiir Sorge tragen miissen, dass Shahidul Alam in der Haft im Einklang mit internationalen Grundsitzen und
Normen behandelt wird; fordert die Staatsorgane von Bangladesch auf, eine unverziigliche und 6ffentliche Untersuchung
der Vorwiirfe einzuleiten, Shahidul Alam sei gefoltert worden, und die Tater vor Gericht zu stellen;
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5. ist zutiefst besorgt iiber das Gesetz iiber IKT, und zwar nicht nur, weil es sich bereits gravierend auf die Arbeit von
Journalisten, Bloggern und Kommentarverfassern auswirkt, sondern auch, weil die legitime Ausiibung des Rechts auf freie
Meinungsduferung durch jede beliebige Person, auch in den sozialen Medien, unter Strafe gestellt wird; vertritt die
Auffassung, dass Abschnitt 57 des Gesetzes tiber IKT nicht mit den Grundrechten auf freie Meinungsduferung und ein
faires Verfahren vereinbar ist;

6.  bedauert zutiefst, dass die Regierung beschlossen hat, das Gesetz tiber die digitale Sicherheit in Kraft zu setzen,
aufgrund dessen die Polizei im Vorfeld der Parlamentswahl 2018 weitgehendere Befugnisse erhielt, hart gegen die
Redefreiheit — auch in den sozialen Medien — durchzugreifen; fordert die Staatsorgane von Bangladesch auf, das Gesetz
iiber die digitale Sicherheit und das Gesetz tiber IKT rasch zu iiberarbeiten und mit den internationalen Menschenrechts-
iibereinkommen, deren Vertragspartei Bangladesch ist, in Einklang zu bringen;

7. verleiht seiner Hoffnung Ausdruck, dass die nichste Parlamentswahl friedlich, transparent und von einer hohen
Beteiligung gekennzeichnet sein wird, damit die Biirgerinnen und Biirger ihre unverfilschte politische Entscheidung zum
Ausdruck bringen konnen; fordert die politischen Krafte auf, wihrend des Zeitraums, in dem die Wahl stattfindet, von
jeglicher Gewalt oder Anstiftung zur Gewalt abzusehen;

8.  wirdigt, dass sich Bangladesch unter schwierigen Umstinden konstruktiv verhilt, da es der Aufnahme von
Rohingya-Fliichtlingen zugestimmt hat; fordert die Regierung auf, mehr Land zur Verfugung zu stellen, um im Hinblick auf
die Uberbelegung und die erbirmlichen Bedingungen in den Fliichtlingslagern Abhilfe zu schaffen; fordert die Staatsorgane
nachdriicklich auf, die fur humanitire Organisationen geltenden biirokratischen Auflagen zu lockern; fordert die
Regierungen von Bangladesch und Myanmar nachdriicklich auf, ihre Entscheidung, die Riickfithrung von Rohin-
gya-Fliichtlingen einzuleiten, umgehend zu iiberdenken, da die Voraussetzungen fiir eine sichere, wiirdevolle und freiwillige
Riickkehr noch nicht erfillt sind;

9. fordert die EU und andere internationale Geber auf, ihre Bemithungen um die Bereitstellung der notwendigen
finanziellen und materiellen Hilfe fiir Fliichtlingslager der Rohingya in Bangladesch zu intensivieren;

10.  beharrt darauf, dass Bangladesch seine Zusagen im Rahmen der Initiative ,Alles aufler Waffen in Bezug auf
Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit einhilt;

11.  bekriftigt seine Forderung, dass die Todesstrafe in Bangladesch abgeschafft wird;

12. st sehr besorgt dariiber, dass die Ubergangsvereinbarung, die urspriinglich am 30. November 2018 in Kraft treten
sollte, fiir nichtig erklart wurde; stellt fest, dass die Koordinierungsstelle fir Gebiudesanierungsmafinahmen noch nicht
befahigt wurde, die Gesundheits- und Sicherheitsvorschriften zu iiberwachen und durchzusetzen, was schwerwiegende
Konsequenzen fiir die Sicherheit und die Rechte der Fabrikbeschiftigten nach sich zieht; fordert die Regierung von
Bangladesch nachdriicklich auf, die Ubergangsvereinbarung umgehend anzuerkennen und umzusetzen sowie mehr
Bereitschaft zu zeigen, alle in der Vereinbarung vorgesehenen Aufgaben zu iibernehmen; fordert die Geber auf, die
Regierung von Bangladesch zu unterstiitzen, damit sie diese Aufgaben tatsichlich iibernehmen kann; fordert aufSerdem die
Kommission und den Europaischen Auswirtigen Dienst auf, ihre Arbeit am Kapazititsaufbau in der Koordinierungsstelle
fiir Gebaudesanierungsmafinahmen fortzusetzen;

13.  fordert die Regierung von Bangladesch auf, das Arbeitsgesetz des Landes und die Durchfithrungsbestimmungen
dieses Gesetzes so zu dndern, dass diese Rechtsvorschriften mit den internationalen Arbeitsnormen der Internationalen
Arbeitsorganisation in Einklang gebracht werden, und uneingeschrinkte Vereinigungsfreiheit zu gewahren; fordert die
Regierung von Bangladesch auf, die Manahmen zu ergreifen, die notwendig sind, um wirksam gegen simtliche
Handlungen vorzugehen, durch die Gewerkschaften diskriminiert werden, auch gegen Akte von Gewalt und
Einschiichterung;

14.  ist besorgt dariiber, dass das Gesetz von 2017 tiber die Beschrankung von Kinderehen zwar Bestimmungen iiber die
Starkung der Pravention und iiber die strafrechtliche Verfolgung der Titer enthilt, aber gleichwohl eine Klausel, wonach die
EheschlieBung unter 18 Jahren unter besonderen Umstinden mit elterlicher Zustimmung und gerichtlicher Erlaubnis fiir
zuldssig erklart wird; fordert, dass dieses Schlupfloch im Interesse des Kindesschutzes dringend geschlossen wird;
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15.  fordert die Staatsorgane von Bangladesch nachdriicklich auf, sich auch kiinftig der Probleme im Bereich
Menschenrechte anzunehmen; stellt fest, dass Menschenrechtsfragen auf der Tagung des Gemeinsamen Ausschusses EU-
Bangladesch, die im ersten Halbjahr 2019 in Dhaka stattfinden soll, Gegenstand weiterer Erorterungen sein werden;

16.  beauftragt seinen Prasidenten, diese EntschlieBung dem Rat, der Kommission, der Vizeprasidentin der Kommission
und Hohen Vertreterin der Union fiir Aulen- und Sicherheitspolitik und dem EU-Sonderbeauftragten fiir Menschenrechte
sowie der Regierung und dem Parlament von Bangladesch zu tibermitteln.



	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. November 2018 zur Menschenrechtslage in Bangladesch (2018/2927(RSP))

